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3 3 . Kundmachung: Endgültiges Inkrafttreten und Geltungsbereich des Internationalen Kakao-
Übereinkommens 1975

34 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
(NR: GP XIV RV 848 AB 974 S. 98. BR: AB 1866 S. 378.)

3 5 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und dem
Handelsminister der Demokratischen Sozialistischen Republik von Sri Lanka
andererseits über die Anerkennung von Zeugnissen über den Ursprung und
die handwerkliche Herstellung von Waren zum Zwecke der zollfreien oder
zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

3 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
23. Jänner 1979 betreffend das endgültige
Inkrafttreten und den Geltungsbereich des
Internationalen Kakao-Übereinkommens

1975
Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-

einten Nationen ist das Internationale Kakao-
Übereinkommen 1975, kundgemacht in BGBL
Nr. 311/1977, gemäß seinem Art. 69 Abs. 1
am 7. November 1978 für folgende Staaten
endgültig in Kraft getreten:

Australien, Belgien, Brasilien, Bulgarien, Däne-
mark, Bundesrepublik Deutschland, Deutsche

Demokratische Republik, Ecuador, Elfenbein-
küste, Finnland, Frankreich, Gabon, Ghana,
Grenada, Irland, Italien, Jamaika, Japan, Jugo-
slawien, Kanada, Luxemburg, Mexiko, Neusee-
land, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Öster-
reich, Papua-Neu Guinea, Philippinen, Samoa,
Schweden, Schweiz, Sowjetunion, Spanien, Trini-
dad und Tobago, Tschechoslowakei, Ungarn,
Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Zaire.

Kreisky

3 4 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH
UND

DER TSCHECHOSLOWAKISCHEN
SOZIALISTISCHEN REPUBLIK ZUR

VERMEIDUNG DER DOPPEL-
BESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE
DER STEUERN VOM EINKOMMEN

UND VOM VERMÖGEN

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsident der Tschechoslowakischen So-
zialistischen Republik,
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im Bewußtsein des Bedürfnisses, den Handel
zu erleichtern und die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit im Einklang mit der Schlußakte der Kon-
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa zu fördern,

sind übereingekommen, ein Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-
biete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen zu schließen.

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevollmäch-
tigten ernannt:

der Bundespräsident der Republik Österreich,
Herrn Vizekanzler Dkfm. Dr. Hannes Androsch,
Bundesminister für Finanzen der Republik Öster-
reich,

der Präsident der Tschechoslowakischen Sozia-
listischen Republik,

Herrn Dipl.-Ing. Leopold Lér, Minister der Fi-
nanzen der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöri-
ger Form befundenen Vollmachten folgendes ver-
einbart haben:

Artikel 1

Persönlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in
einem Vertragsstaat oder in beiden Vertrags-
staaten ansässig sind.

Artikel 2

Unter das Abkommen fallende Steuern

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf
die Art der Erhebung, für Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen, die in einem der
beiden Vertragsstaaten erhoben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen gelten alle Steuern, die vom Gesamt-
einkommen, vom Gesamtvermögen oder von
Teilen des Einkommens oder des Vermögens er-
hoben werden, einschließlich der Steuern vom
Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern
vom Vermögenszuwachs.

(3) Die zurzeit bestehenden Steuern, für die
dieses Abkommen gilt, sind:

a) in der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik:

1. die Abgabe und die Steuer vom Gewinn,

2. die Lohnsteuer,



10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34 417

3. die Steuer von Einkünften aus litera-
rischer und künstlerischer Tätigkeit,

4. die Landwirtschaftssteuer,

5. die Steuer vom Einkommen natürlicher
Personen,

6. die Haussteuer,

7. die Abgabe vom Vermögen
(im folgenden als „tschechoslowakische
Steuer" bezeichnet);

b) in der Republik Österreich:

1. die Einkommensteuer,

2. die Körperschaftsteuer,

3. die Aufsichtsratsabgabe,

4. die Vermögensteuer,

5. die Abgabe von Vermögen, die der Erb-
schaftssteuer entzogen sind,

6. die Gewerbesteuer einschließlich der
Lohnsummensteuer,

7. die Grundsteuer,

8. die Abgabe von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben,

9. die Beiträge von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben zum Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen,

10. die Abgabe vom Bodenwert bei unbe-
bauten Grundstücken

(im folgenden als „österreichische Steuer"
bezeichnet).

(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder ähnlicher Art, die nach der Unter-
zeichnung des Abkommens neben den zurzeit
bestehenden Steuern oder an deren Stelle erho-
ben werden. Die zuständigen Behörden der Ver-
tragsstaaten teilen einander die in ihren Steuer-
gesetzen eingetretenen Änderungen, soweit er-
forderlich, mit.

Artikel 3

Allgemeine Definitionen
(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zu-

sammenhang nichts anderes erfordert,

a) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche
Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen;

b) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juri-
stische Personen oder Rechtsträger, die für
die Besteuerung wie juristische Personen
behandelt werden;
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c) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen
eines Vertragsstaates" und „Unternehmen
des anderen Vertragsstaates", je nachdem,
ein Unternehmen, das von einer in einem
Vertragsstaat ansässigen Person betrieben
wird, oder ein Unternehmen, das von einer
in dem anderen Vertragsstaat ansässigen
Person betrieben wird:

d) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige"

1. alle natürlichen Personen, die die Staats-
angehörigkeit eines der beiden Vertrags-
staaten besitzen;

2. alle juristischen Personen, Personenge-
sellschaften und anderen Personenver-
einigungen, die nach dem in einem der
beiden Vertragsstaaten geltenden Recht
errichtet worden sind;

e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behör-
de" auf seiten der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik den Minister der
Finanzen der Tschechoslowakischen Sozia-
listischen Republik oder seinen bevollmäch-
tigten Vertreter und auf seiten der Repu-
blik Österreich den Bundesminister für Fi-
nanzen der Republik Österreich.

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch
einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammen-
hang nichts anderes erfordert, jeder nicht anders
definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach
dem Recht dieses Staates über die Steuern zu-
kommt, welche Gegenstand dieses Abkommens
sind.

Artikel 4

Steuerlicher Wohnsitz

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person" eine Person, die nach dem Recht dieses
Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres
ständigen Aufenthaltes, des Ortes ihrer Geschäfts-
leitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals
steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes:

a) Die Person gilt als in dem Vertragsstaat
ansässig, in dem sie über eine ständige
Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in beiden
Vertragsstaaten über eine ständige Wohn-
stätte, so gilt sie als in dem Vertragsstaat
ansässig, zu dem sie die engeren persönli-
chen und wirtschaftlichen Beziehungen hat
(Mittelpunkt der Lebensinteressen).



10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34 419

b) Kann nicht bestimmt werden, zu welchem
Vertragsstaat die Person die engeren per-
sönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen
hat, oder verfügt sie in keinem der Ver-
tragsstaaten über eine ständige Wohnstätte,
so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig,
in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt
hat.

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in beiden Vertragsstaaten oder in
keinem der Vertragsstaaten, so gilt sie als
in dem Vertragsstaat ansässig, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt.

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit
beider Vertragsstaaten oder keines Ver-
tragsstaates, so werden sich die zuständigen
Behörden der Vertragsstaaten bemühen, die
Frage in gegenseitigem Einvernehmen zu
regeln.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine na-
türliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig,
so gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, in
dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäfts-
leitung befindet.

Artikel 5

Betriebstätte

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „Betriebstätte" eine feste Geschäfts-
einrichtung, durch die die Tätigkeit eines Unter-
nehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird.

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt ins-
besondere:

a) einen Ort der Leitung,

b) eine Zweigniederlassung,

c) eine Geschäftsstelle,

d) eine Fabrikationsstätte,

e) eine Werkstätte und

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen,
einen Steinbruch oder eine andere Stätte
der Ausbeutung von Bodenschätzen.

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur
dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer zwölf
Monate überschreitet.

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmun-
gen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstät-
ten:

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage-
rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens be-
nutzt werden;
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b) Bestände von Gütern, oder Waren des Un-
ternehmens, die ausschließlich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten
werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des Un-
ternehmens, die ausschließlich 2u dem
Zweck unterhalten werden, durch ein an-
deres Unternehmen bearbeitet oder verar-
beitet zu werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu beschaf-
fen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen andere Tätigkeiten
auszuüben, die vorbereitender Art sind
oder eine Hilfstätigkeit darstellen;

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
mehrere der unter lit. a bis e genannten
Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß
die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit
der festen Geschäftseinrichtung vorbereiten-
der Art ist oder eine Hilfstätigkeit dar-
stellt.

(5) Ist eine Person — mit Ausnahme eines
unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6
— für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in
einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen
des Unternehmens Verträge abzuschließen, und
übt sie die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so
wird das Unternehmen ungeachtet der Absätze 1
und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat
für alle von der Person für das Unternehmen
ausgeübten Tätigkeiten eine Betriebstätte, es sei
denn, diese Tätigkeiten beschränken sich auf die
in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden
sie durch eine feste Geschäftseinrichtung ausge-
übt, diese Einrichtung nach dem genannten Ab-
satz nicht zu einer Betriebstätte machten.

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb
so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in
einem Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit
durch einen Makler, Kommissionär oder einen
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern
diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen
Geschäftstätigkeit handeln.

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertrags-
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft be-
herrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist
oder dort (entweder durch eine Betriebstätte
oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt,
wird keine der beiden Gesellschaften zur Be-
triebstätte der anderen.



10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34 421

Artikel 6

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen
(einschließlich der Einkünfte aus land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im ande-
ren Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat
besteuert werden.

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des
Vertragsstaates zukommt, in dem das Vermögen
liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zu-
behör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende
und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher
Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des
bürgerlichen Rechts über Grundstücke gelten,
Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen
sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergü-
tungen für die Ausbeutung oder das Recht auf
Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen
und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luft-
fahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Ver-
mögen.

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmit-
telbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpach-
tung sowie jeder anderen Art der Nutzung un-
beweglichen Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Ein-
künfte aus unbeweglichem Vermögen eines Un-
ternehmens und für Einkünfte aus unbewegli-
chem Vermögen, das der Ausübung einer selb-
ständigen Arbeit dient.

Artikel 7

Unternehmensgewinne

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Ver-
tragsstaats dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, das Unternehmen übt seine
Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine
dort gelegene Betriebstätte aus. Übt das Unter-
nehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so
dürfen die Gewinne des Unternehmens im ande-
ren Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit,
als sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden
können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats
seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch
eine dort gelegene Betriebstätte aus, so werden
vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertrags-
staat dieser Betriebstätte die Gewinne zugerech-
net, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine
gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen
oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges
Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr
mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie
ist, völlig unabhängig gewesen wäre.
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(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Be-
triebstätte werden die für diese Betriebstätte ent-
standenen Aufwendungen, einschließlich der Ge-
schäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungs-
kosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob
sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt,
oder anderswo entstanden sind.

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist,
die einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unter-
nehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln,
schließt Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertrags-
staat die zu besteuernden Gewinne nach der üb-
lichen Aufteilung ermittelt; die gewählte Ge-
winnaufteilung muß jedoch derart sein, daß das
Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels
übereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gü-
tern oder Waren für das Unternehmen wird
einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Ab-
sätze sind die der Betriebstätte zuzurechnenden
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln,
es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür be-
stehen, anders zu verfahren.

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die
in anderen Artikeln dieses Abkommens behan-
delt werden, so werden die Bestimmungen jener
Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels
nicht berührt.

(8) Die Bestimmungen dieses Artikels sind auch
auf Einkünfte anzuwenden, die einem stillen Ge-
sellschafter aus seiner Beteiligung an einer „stillen
Gesellschaft" des österreichischen Rechts zuflie-
ßen.

Artikel 8

Schiff- und Luftfahrt

(1) Eine in einem Vertragsstaat ansässige Per-
son darf mit Gewinnen aus dem Betrieb von See-
schiffen, Binnenschiffen oder Luftfahrzeugen im
internationalen Verkehr nur in diesem Vertrags-
staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Beteiligun-
gen eines Unternehmens der See- oder Binnen-
schiffahrt oder der Luftfahrt an einem Pool, einer
Betriebsgemeinschaft oder einem anderen inter-
nationalen Betriebszusammenschluß.

Artikel 9

Verbundene Unternehmen

Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats un-

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts-
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leitung, der Kontrolle oder am Kapital
eines Unternehmens des anderen Vertrags-
staats beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mit-
telbar an der Geschäftsleitung, der Kon-
trolle oder am Kapital eines Unternehmens
eines Vertragsstaats und eines Unterneh-
mens des anderen Vertragsstaats beteiligt
sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
finanziellen Beziehungen Bedingungen verein-
bart oder auferlegt werden, die von denen ab-
weichen, die unabhängige Unternehmen mitein-
ander vereinbaren würden, so dürfen die Ge-
winne, die eines der Unternehmen ohne diese Be-
dingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingun-
gen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses
Unternehmens zugerechnet und entsprechend be-
steuert werden.

Artikel 10

Dividenden

(1) Dividenden, die eine in einem Vertrags-
staat ansässige Gesellschaft an eine in dem ande-
ren Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen
in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem
Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zah-
lende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf
aber 10 vom Hundert des Bruttobetrages der
Dividenden nicht übersteigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Ak-
tien, Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen,
Gründeranteilen oder anderen Rechten — aus-
genommen Forderungen — mit Gewinnbeteili-
gung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen
stammende Einkünfte, die nach dem Recht des
Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft an-
sässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich
gleichgestellt sind.

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwen-
den, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige
Empfänger der Dividenden im anderen Vertrags-
staat, in dem die die Dividenden zahlende Ge-
sellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste
Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die
die Dividenden gezahlt weden, tatsächlich zu
dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung ge-
hört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise
Artikel 14 anzuwenden.

25
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(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansäs-
sige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus
dem anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere
Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten
Dividenden besteuern, es sei denn, daß diese Di-
videnden an eine im anderen Staat ansässige Per-
son gezahlt werden oder daß die Beteiligung, für
die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich
zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebstätte
oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne
der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüt-
tete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die ge-
zahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten
Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen
Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften be-
stehen.

Artikel 11

Zinsen

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stam-
men und an eine in dem anderen Vertragsstaat
ansässige Person gezahlt werden, dürfen nur in
dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Zinsen" bedeutet Einkünfte aus Forde-
rungen jeder Art, auch wenn die Forderungen
durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert
oder mit einer Beteiligung am Gewinn des
Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere
Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Ob-
ligationen, einschließlich der damit verbundenen
Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zu-
schläge für verspätete Zahlung gelten nicht als
Zinsen im Sinne dieses Artikels.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der
Zinsen im anderen Vertragsstaat, aus dem die
Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die
die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise
Artikel 14 anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem
Empfänger der Zinsen oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen
und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an
der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag,
den Schuldner und Empfänger ohne diese Bezie-
hungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel
nur auf den letzteren Betrag angewendet. In
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen die-
ses Abkommens besteuert werden.



10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34 425

Artikel 12

Lizenzgebühren

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertrags-
staat stammen und von einer in dem anderen
Vertragsstaat ansässigen Person bezogen werden,
dürfen in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Die im Absatz 3 lit. a angeführten Lizenz-
gebühren dürfen jedoch in dem Vertragsstaat, aus
dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates
besteuert werden; die Steuer darf aber 5 vom
Hundert des Bruttobetrages der Lizenzgebühren
nicht übersteigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Aus-
druck „Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen
jeder Art, die für die Benutzung oder für das
Recht auf Benutzung

a) von Patenten, Warenzeichen, Mustern oder
Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder
Verfahren oder für die Benutzung oder das
Recht auf Benutzung gewerblicher, kauf-
männischer oder wissenschaftlicher Ausrü-
stungen oder für die Mitteilung gewerbli-
cher, kaufmännischer oder wissenschaftli-
cher Erfahrungen,

b) von Urheberrechten an literarischen, künst-
lerischen oder wissenschaftlichen Werken,
einschließlich kinematographischer Filme,

gezahlt werden.

(4) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem
Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner
dieser Staat selbst, eine seiner Gebietskörperschaf-
ten oder eine in diesem Staat ansässige Person ist.
Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren,
ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertrags-
staat ansässig ist oder nicht, in einem Vertrags-
staat eine Betriebstätte oder eine feste Einrich-
tung und ist die Verpflichtung, für die die Li-
zenzgebühren gezahlt werden, für Zwecke der
Betriebstätte oder der festen Einrichtung einge-
gangen worden und trägt die Betriebstätte oder
die feste Einrichtung die Lizenzgebühren, so gel-
ten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stam-
mend, in dem die Betriebstätte oder die feste
Einrichtung liegt.

(5) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwen-
den, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige
Empfänger der Lizenzgebühren im anderen Ver-
tragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen,
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gele-
gene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit
durch eine dort gelegene feste Einrichtung aus-
übt und die Rechte oder Vermögenswerte, für
die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsäch-
lich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrich-
tung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 bezie-
hungsweise Artikel 14 anzuwenden.

26
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(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem
Empfänger der Lizenzgebühren oder zwischen
jedem von ihnen und einem Dritten besondere
Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenz-
gebühren, gemessen an der zugrundeliegenden
Leistung, den Betrag, den Schuldner und Emp-
fänger ohne diese Beziehungen vereinbart hät-
ten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren
Betrag angewendet. In diesem Fall kann der
übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden
Vertragsstaates und unter Berücksichtigung der
anderen Bestimmungen dieses Abkommens be-
steuert werden.

Artikel 13

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person aus der Veräußerung unbeweg-
lichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 be-
zieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, dürfen
im anderen Staat besteuert werden.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betrieb-
stätte ist, die ein Unternehmen eines Vertrags-
staats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu
einer festen Einrichtung gehört, die einer in
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die
Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen
Vertragsstat zur Verfügung steht, einschließlich
derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung
einer solchen Betriebstätte (allein oder mit dem
übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen
Einrichtung erzielt werden, dürfen im anderen
Staat besteuert werden.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dürfen Gewinne,
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person
aus der Veräußerung von See- oder Binnenschif-
fen oder Luftfahrzeugen im internationalen Ver-
kehr und von beweglichem Vermögen, das dem
Betrieb dieser See- oder Binnenschiffe und Luft-
fahrzeuge dient, erzielt, nur in diesem Vertrags-
staat besteuert werden.

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den
Absätzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermögens
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert wer-
den, in dem der Veräußerer ansässig ist.

Artikel 14

Selbständige Arbeit

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat
ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn,
daß der Person im anderen Vertragsstaat für die
Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste
Einrichtung zur Verfügung steht. Steht ihr eine
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solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen
die Einkünfte im anderen Staat besteuert werden,
jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrich-
tung zugerechnet werden können.

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt ins-
besondere die selbständig ausgeübte wissenschaft-
liche, literarische, künstlerische, erzieherische
oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selbstän-
dige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Inge-
nieure, Architekten und Steuerberater.

Artikel 15

Unselbständige Arbeit

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19
dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütun-
gen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur
in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die
Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeübt.
Wird die Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die
dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat
besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergü-
tungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige
Person für eine im anderen Vertragsstaat ausge-
übte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erst-
genannten Staat besteuert werden, wenn

a) der Empfänger sich im anderen Staat ins-
gesamt nicht länger als 183 Tage während
des betreffenden Kalenderjahres aufhält
und

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber
oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden,
der nicht im anderen Staat ansässig ist, und

c) die Vergütungen nicht von einer Betrieb-
stätte oder einer festen Einrichtung getra-
gen werden, die der Arbeitgeber im ande-
ren Staat hat.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmun-
gen dieses Artikels dürfen Vergütungen für un-
selbständige Arbeit, die an Bord eines See- oder
Binnenschiffes oder Luftfahrzeuges im interna-
tionalen Verkehr ausgeübt wird, nur in dem Ver-
tragsstaat besteuert werden, in dem die Person
ansässig ist, die die Gewinne aus dem Betrieb des
See- oder Binnenschiffes oder Luftfahrzeuges er-
zielt.

Artikel 16

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütun-
gen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigen-
schaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwal-
tungsrates einer Gesellschaft bezieht, die in dem
anderen Vertragsstaat ansässig ist, dürfen in dem
anderen Staat besteuert werden.
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Artikel 17

Künstler und Sportler

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen
Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat an-
sässige Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-,
Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker,
oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertrags-
staat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im
anderen Staat besteuert werden.

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem
Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft per-
sönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler
oder Sportler selbst, sondern einer anderen Per-
son zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der
Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat be-
steuert werden, in dem der Künstler oder Sport-
ler seine Tätigkeit ausübt.

Artikel 18

Ruhegehälter

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 1 dürfen
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person
für frühere unselbständige Arbeit gezahlt wer-
den, nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 19

Ausübung öffentlicher Funktionen

(1) Vergütungen, einschließlich der Ruhege-
hälter, die von einem Vertragsstaat oder einer
seiner Gebietskörperschaften unmittelbar oder
aus einem von diesem Staat oder der Gebiets-
körperschaft errichteten Sondervermögen an
eine natürliche Person für die diesem Staat oder
der Gebietskörperschaft in Ausübung öffentli-
cher Funktionen erbrachten Dienste gewährt
werden, dürfen in diesem Staat besteuert wer-
den. Dies gilt jedoch nicht für Vergütungen,
die an Personen gezahlt werden, die Staatsange-
hörige des anderen Staates sind.

(2) Auf Vergütungen oder Ruhegehälter für
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit
einer kaufmännischen oder gewerblichen Tätig-
keit eines der Vertragsstaaten oder einer seiner
Gebietskörperschaften erbracht werden, finden
die Artikel 15, 16 und 18 Anwendung.

Artikel 20

Studenten

Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder
Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat aus-
schließlich zum Studium oder zur Ausbildung
aufhält und der im anderen Vertragsstaat an-
sässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise
in den erstgenannten Staat ansässig war, für
seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Aus-
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bildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat
nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen
aus Quellen außerhalb dieses Staates stammen.

Artikel 21

Andere Einkünfte

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat an-
sässigen Person, die in den vorstehenden Arti-
keln nicht behandelt wurden, dürfen ohne Rück-
sicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat
besteuert werden.

{2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
in einem Vertragsstaat ansässige Empfänger im
anderen Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder
Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt
werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder
festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwen-
den. Dies gilt nicht für Einkünfte aus unbe-
weglichem Vermögen im Sinne des Artikels 6
Absatz 2.

Artikel 22
Vermögen

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des
Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat an-
sässigen Person gehört und im anderen Vertrags-
staat liegt, darf im anderen Staat besteuert
werden.

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsver-
mögen einer Betriebstätte ist, die ein Unter-
nehmen eines Vertragsstaats im anderen Ver-
tragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrich-
tung gehört, die einer in einem Vertragsstaat
ansässigen Person für die Ausübung einer selb-
ständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur
Verfügung steht, darf im anderen Staat be-
steuert werden.

(3) See- oder Binnenschiffe und Luftfahrzeuge
im internationalen Verkehr sowie bewegliches
Vermögen, das dem Betrieb dieser See- oder
Binnenschiffe und Luftfahrzeuge dient, dürfen
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in
dem die Person ansässig ist, die die Gewinne
aus dem Betrieb des See- oder Binnenschiffes
oder Luftfahrzeuges erzielt.

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem
Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

Artikel 23
Vermeidung der Doppelbesteuerung

(1) Bei einer in der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik ansässigen Person wird
die Steuer wie folgt festgesetzt:
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a) Die aus der Republik Österreich stammen-
den Einkünfte — mit Ausnahme der unter
lit. b fallenden Einkünfte — und die in der
Republik Österreich gelegenen Vermögens-
werte, die nach diesem Abkommen in der
Republik Österreich besteuert werden
dürfen, sind in der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik von der Besteue-
rung ausgenommen. Die Tschechoslowa-
kische Sozialistische Republik darf aber bei
der Festsetzung der Steuer für das übrige
Einkommen oder das übrige Vermögen
dieser Person den Steuersatz anwenden, der
anzuwenden wäre, wenn die betreffenden
Einkünfte oder das betreffende Vermögen
nicht von der Besteuerung ausgenommen
wären.

b) Bei der Festsetzung der tschechoslowa-
kischen Steuern werden die aus der Repu-
blik Österreich stammenden Einkünfte, die
nach den Artikeln 10, 12, 16 oder 17 in der
Republik Österreich besteuert werden
dürfen, in die Bemessungsgrundlage ein-
bezogen. Die in der Republik Österreich
nach den Artikeln 10, 12, 16 und 17 ge-
zahlte Steuer wird auf die von diesen Ein-
künften in der Tschechoslowakischen So-
zialistischen Republik erhobene Steuer an-
gerechnet. Der anzurechnende Betrag darf
aber den Teil der vor der Anrechnung
ermittelten Steuer nicht übersteigen, der
auf diese in der Republik Österreich steuer-
pflichtigen Einkünfte entfällt.

(2) Bei einer in der Republik Österreich an-
sässigen Person wird die Steuer wie folgt fest-
gesetzt:

a) Bezieht eine in der Republik Österreich
ansässige Person Einkünfte oder hat sie
Vermögen und dürfen diese Einkünfte oder
dieses Vermögen nach diesem Abkommen
in der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik besteuert werden, so nimmt die
Republik Österreich, vorbehaltlich der
lit. b diese Einkünfte oder dieses Vermögen
von der Besteuerung aus; die Republik
Österreich darf aber bei der Festsetzung
der Steuer für das übrige Einkommen oder
das übrige Vermögen dieser Person den
Steuersatz anwenden, der anzuwenden
wäre, wenn die betreffenden Einkünfte oder
das betreffende Vermögen nicht von der
Besteuerung ausgenommen wären.

b) Bezieht eine in der Republik Österreich
ansässige Person Einkünfte, die nach den
Artikeln 10 oder 12 in der Tschechoslo-
wakischen Sozialistischen Republik be-
steuert werden dürfen, so rechnet die Re-
publik Österreich auf die vom Einkommen
dieser Person zu erhebende Steuer den Be-
trag an, der der in der Tschechoslowa-
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kischen Sozialistischen Republik gezahlten
Steuer entspricht. Der anzurechnende Be-
trag darf jedoch den Teil der vor der An-
rechnung ermittelten Steuer nicht über-
steigen, der auf die Einkünfte entfällt, die
aus der Tschechoslowakischen Sozialisti-
schen Republik bezogen werden.

Artikel 24

Gleichbehandlung

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats
dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteue-
rung oder damit zusammenhängenden Verpflich-
tung unterworfen werden, die anders oder be-
lastender ist als die Besteuerung und die damit
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen
Staatsangehörige des anderen Staates unter
gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder
unterworfen werden können. Diese Bestimmung
gilt ungeachtet des Artikels 1 auch für Personen,
die in keinem Vertragsstaat ansässig sind.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die
ein Unternehmen eines Vertragsstaats am anderen
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht
ungünstiger sein als die Besteuerung von Unter-
nehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätig-
keit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so aus-
zulegen, als verpflichte sie einen Vertragsstaat,
den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen
Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßi-
gungen auf Grund des Personenstandes oder der
Familienlasten zu gewähren, die er seinen an-
sässigen Personen gewährt.

(3) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren
Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder
mittelbar einer im anderen Vertragsstaat an-
sässigen Person oder mehreren solchen Personen
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen
im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder
damit zusammenhängenden Verpflichtung
unterworfen werden, die anders oder belastender
ist als die Besteuerung und die damit zusam-
menhängenden Verpflichtungen, denen andere
ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates
unterworfen sind oder unterworfen werden
können.

(4) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Arti-
kels 2 für Steuern jeder Art und Bezeichnung.

Artikel 25

Verständigungsverfahren

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß Maß-
nahmen eines Vertragsstaats oder beider Ver-
tragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen
oder führen werden, die diesem Abkommen
nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der
nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten
vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der zu-
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ständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem
sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Arti-
kel 24 Absatz 1 erfaßt wird, der zuständigen
Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen
Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muß inner-
halb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung
der Maßnahmen unterbreitet werden, die zu
einer dem Abkommen nicht entsprechenden
Besteuerung führt.

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwen-
dung für begründet und ist sie selbst nicht in
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizu-
führen, so wird sie sich bemühen, den Fall
durch Verständigung mit der zuständigen
Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln,
daß eine dem Abkommen nicht entsprechende
Besteuerung vermieden wird. Die Verständi-
gungsregelung ist ungeachtet der Fristen des
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten
durchzuführen.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder An-
wendung des Abkommens entstehen, in gegen-
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können
auch gemeinsam darüber beraten, wie eine
Doppelbesteuerung in Fällen vermieden werden
kann, die im Abkommen nicht behandelt sind.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten können zur Herbeiführung einer Eini-
gung im Sinne der vorstehenden Absätze un-
mittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein
mündlicher Meinungsaustausch für die Herbei-
führung der Einigung zweckmäßig, so kann ein
solcher Meinungsaustausch in einer Kommission
durchgeführt werden, die aus Vertretern der zu-
ständigen Behörden der Vertragsstaaten besteht.

Artikel 26

Austausch von Informationen

(1) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten werden gegenseitig die zur Durchführung
dieses Abkommens erforderlichen Informationen
austauschen. Alle so ausgetauschten Informatio-
nen sind geheim zu halten und dürfen nur sol-
chen Personen oder Behörden mitgeteilt werden,
die mit der Veranlagung und Erhebung der unter
dieses Abkommen fallenden Steuern befaßt sind.

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen,
als verpflichte er einen der Vertragsstaaten

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen,
die von den Gesetzen oder der Verwal-
tungspraxis dieses oder des anderen Ver-
tragsstaats abweichen,



10. Stück — Ausgegeben am 30. Jänner 1979 — Nr. 34 433

b) Angaben zu übermitteln, die nach den gel-
tenden Gesetzen oder im üblichen Ver-
waltungsverfahren dieses oder des anderen
Vertragsstaats nicht beschafft werden kön-
nen,

c) Informationen zu erteilen, die ein Han-
dels-, Geschäfts- oder Berufsgeheimnis oder
ein Geschäftsverfahren preisgeben würden
oder deren Erteilung der öffentlichen Ord-
nung widerspräche.

Artikel 27

Diplomatische und konsularische Beamte

Dieses Abkommen berührt nicht die steuer-
lichen Vorrechte, die den diplomatischen und
konsularischen Beamten nach den allgemeinen
Regeln des Völkerrechts oder auf Grund beson-
derer Vereinbarungen zustehen.

Artikel 28

Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
möglich in Prag ausgetauscht.

(2) Das Abkommen tritt am sechzigsten Tage
nach Austausch der Ratifikationsurkunden in
Kraft.

(3) Die Bestimmungen dieses Abkommens fin-
den erstmals auf Steuern Anwendung, die für
das Kalenderjahr erhoben werden, das dem Jahr
folgt, in dem der Austausch der Ratifikations-
urkunden stattgefunden hat.

Artikel 29

Außerkrafttreten

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es
nicht von einem der beiden Vertragsstaaten ge-
kündigt worden ist. Jeder Vertragsstaat kann das
Abkommen schriftlich auf diplomatischem Wege
unter Einhaltung einer Frist von mindestens
sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres
kündigen. In diesem Fall ist das Abkommen
letztmals auf die Steuern anzuwenden, die für
das Kalenderjahr erhoben werden, zu dessen
Ende die Kündigung erfolgt ist.

ZU URKUND DESSEN haben die genannten
Bevollmächtigten dieses Abkommen unterzeich-
net und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN in WIEN, am 7. März 1978
in zwei Urschriften, jede in deutscher und in
tschechischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.
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FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH:

Androsch

FÜR DIE TSCHECHOSLOWAKISCHE
SOZIALISTISCHE REPUBLIK:

L.Lér

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 14. Dezember 1978 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 28
Abs. 2 am 12. Feber 1979 in Kraft.

Kreisky

35 .
(Übersetzung)

A b k o m m e n
zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-

reich einerseits
und dem Handelsminister der Demokrati-
schen Sozialistischen Republik von Sri Lanka

andererseits
über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach

Österreich

Artikel 1

Der Handelsminister der Demokratischen
Sozialistischen Republik von Sri Lanka bestätigt,
daß zur Ausstellung von Zeugnissen über den
Ursprung und die handwerkliche Herstellung
von Waren zum Zwecke der zollfreien oder
zollermäßigten Einfuhr nach Österreich der
„Director of Small Industries" der Demokrati-
schen Sozialistischen Republik von Sri Lanka
ermächtigt ist.

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Absatzes 2 —
nach Inhalt und Form dem für Zwecke des
Allgemeinen Präferenzsystems verwendeten
Formblatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätz-
liche Feststellungen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers
(in Spalte 7 des genannten Formblattes):
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."
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b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stelle (in Spalte 4 des genann-
ten Formblattes):

(3) Als handwerklich hergestellte Waren wer-
den Waren verstanden, die überwiegend von
Hand oder nur unter Verwendung von aus-
schließlich durch Hand- oder Fußantrieb be-
dienten Maschinen oder Geräten hergestellt
worden sind. Die Verwendung von maschinell
erzeugten Rohmaterialien schließt grundsätzlich
handwerklich hergestellte Waren von den nach
österreichischem Recht eingeräumten Begünsti-
gungen nicht aus.

Artikel 3

Der Handelsminister der Demokratischen
Sozialistischen Republik von Sri Lanka wird jede
Änderung bezüglich des im Artikel 1 genannten
„Director of Small Industries" der Demokrati-
schen Sozialistischen Republik von Sri Lanka
dem Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich bekanntgeben.

Artikel 4

Der „Director of Commerce" der Demokrati-
schen Sozialistischen Republik von Sri Lanka
leistet bei der Prüfung der Echtheit und Ord-
nungsmäßigkeit der Zeugnisse den österreichi-
schen Behörden über deren Ersuchen Verwal-
tungshilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt zehn Wochen nach
Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr,
sofern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist schriftlich auf
diplomatischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in zwei Urschriften in eng-
lischer Sprache.

Für den Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie der Republik Österreich:

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat
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Für den Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich:

Dr. Franz Manhart
Ministerialrat

Wien, am 20. November 1978

Für den Handelsminister der Demokratischen
Sozialistischen Republik von Sri Lanka:

Christopher Watter Pinto
Botschafter

Bonn, am 4. Dezember 1978

Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 am 12. Feber 1979 in Kraft.

Kreisky


